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Wie steht Ihre Partei zum Grundeinkommen gemäß den vier Kriterien* des Netzwerk 
Grundeinkommen? 
 
Wir setzen uns vorbehaltslos für ein Grundeinkommen nach den vier Kriterien des 
Netzwerkes Grundeinkommen ein. Wir möchten jedem Menschen ein Leben in 
größtmöglicher Freiheit und Selbstbestimmtheit gewährleisten. Unabdingbar dafür ist 
die Abwesenheit von finanzieller Not und dem Zwang zur Arbeit. Mit einem 
Grundeinkommen ermöglichen wir jedem Menschen, seinen eigenen Weg zu gehen 
und fördern damit auch selbstständige, künstlerische, bildende und ehrenamtliche 
Tätigkeiten, ebenso wie die Kindererziehung und Angehörigenpflege. 
 
*) 
DIE VIER KRITERIEN DES NETZWERK GRUNDEINKOMMEN: 
Erstes Kriterium - Individuell garantiert 
Auf das Grundeinkommen haben alle Menschen einen individuellen Rechtsanspruch, 
unabhängig davon, ob sie allein oder mit anderen leben, ob sie verheiratet sind oder nicht. 
Zweites Kriterium – Ohne Bedürftigkeitsprüfung 
Jeder Mensch hat Anspruch auf das Grundeinkommen, unabhängig von Einkommen und 
Vermögen. 
Drittes Kriterium – Ohne Zwang zur Arbeit / Ohne Gegenleistung 
Das Grundeinkommen ist auch unabhängig davon, ob man für Geld arbeitet oder bereit ist, 
es zu tun. Es wird keinerlei Gegenleistung verlangt. 
Viertes Kriterium – Existenz- und teilhabesichernd 
Die Höhe des Grundeinkommens sichert die Existenz und ermöglicht die Teilnahme am 
gesellschaftlichen und kulturellen Leben. Niemand muss Angst vor Armut haben. 
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Welche Ihrer Meinung nach mit der Einführung des Grundeinkommens verbundenen 
weiteren Reformen strebt Ihre Partei an? 
 
Ziel eines Grundeinkommens ist es insbesondere auch, die finanziell schlecht gestellten 
Menschen in unserer Gesellschaft abzusichern. Um diese weiter zu entlasten schlagen wir 
einen verringerten Steuersatz auf Grundversorgungsmittel wie Nahrung, Bildung, 
Medikamente und andere wichtige Produkte und Dienstleistungen vor. Weiterhin möchten 
wir mit einer gemeinsamen und progressiven Besteuerung aller Einkünfte zur 
Steuergerechtigkeit beitragen. Es kann nicht sein, dass auf Arbeitseinkommen bis zu 
doppelt so hohe Steuersätze veranschlagt werden, wie auf Kapitaleinkünfte. Im unteren 



Steuerbereich wollen wir durch Freibeträge in Höhe des Grundeinkommens eine 
Verwässerung des positiven Effektes des Grundeinkommens verhindern. 
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Will und wie will Ihre Partei die Diskussion und die Einführung eines 
Grundeinkommens in Deutschland befördern? 
 
Wir setzen uns für eine differenzierte und faktenbasierte Betrachtung von Konzepten ein. Im 
Falle des Grundeinkommens kann man bereits auf erste Erkenntnisse aus Pilotprojekten im 
Ausland zurückgreifen. Für uns heißt das konkret, bei Infoständen über dieses Konzept zu 
informieren, unsere Position im Grundsatzprogramm weiter zu schärfen, an Veranstaltungen 
zum BGE teilzunehmen und den Austausch bzw. die Zusammenarbeit mit anderen Parteien 
und Organisationen in Sachen BGE zu suchen. Wir befürworten auch die weitere Erhebung 
von Daten in großangelegten Experimenten. 
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Wie steht Ihre Partei zur Forderung, eine Enquete-Kommission im Deutschen 
Bundestag einzurichten, in der Idee, Modelle und Einführungsstrategien eines 
Grundeinkommens diskutiert werden? Ist Ihre Partei bereit, Bürgerschaftsforen und 
-konvente anlässlich der Enquete-Kommission zum Grundeinkommen zu 
unterstützen, und somit eine breite Öffentlichkeit in die gesellschaftliche Diskussion 
über das Grundeinkommen einzubeziehen? 
 
Die Partei der Humanisten ist bereit, den öffentlichen Diskurs zu unterstützen. Wir 
befürworten die Schaffung weiterer politischen Mitwirkungsmöglichkeiten abseits von 
Wahlen für die Bevölkerung und sprechen uns ausdrücklich für fraktions- und 
parteiübergreifende Zusammenarbeit aus. Selbstverständlich begrüßen wir jeden Schritt, der 
uns näher in Richtung eines Grundeinkommens bringt. 
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Wie stehen Sie zur Forderung, die Einführung des Grundeinkommens in Deutschland 
mit einem bundesweiten Volksentscheid zu verbinden? (Was natürlich voraussetzt, 
dass dieser möglich ist.) 
 
Wir stehen fest zu der Auffassung, dass ein Grundeinkommen das Leben jedes Menschen 
bereichern würde und dass eine Umsetzung in Deutschland möglich ist. Noch ist das Thema 
in der Bevölkerung allerdings sehr umstritten. Leider haben uns die Referenden in unseren 
Nachbarstaaten in der Vergangenheit gezeigt, dass Volksentscheide oftmals zu 
konservativen und wenig rationalen Ergebnissen führen. Ein negativer Ausgang eines 
Volksentscheides könnte die Bemühungen um eine so progressive Sozialstaatsreform um 
Jahre zurückwerfen. Wir halten daher die Beteiligung der Bevölkerung über eine 
Enquete-Kommission samt Bürgerforen oder ähnlichen Formen des Diskurses für 
angemessener.  
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Das Europäische Parlament hat sich in zwei Entschließungen wie folgt zum 



Grundeinkommen in der EU geäußert: 
 
Entschließung des Europäischen Parlaments vom 9. Oktober 2008 zur Förderung der 
sozialen Integration und die Bekämpfung der Armut, einschließlich der Kinderarmut, in der 
EU (2008/2034(INI)): Das Europäische Parlament „fordert die Kommission auf, die 
armutsbekämpfende Wirkung des bedingungslosen Grundeinkommens für alle zu prüfen.“ 
 
Entschließung des Europäischen Parlaments vom 20. Oktober 2010 zu der Bedeutung des 
Mindesteinkommens für die Bekämpfung der Armut und Förderung einer integrativen 
Gesellschaft in Europa (2010/2039(INI)): Das Europäische Parlament „ist der Auffassung, 
dass die verschiedenen Erfahrungen mit Mindesteinkommen sowie mit dem 
bedingungslosen Grundeinkommen für alle, gepaart mit zusätzlichen Maßnahmen zur 
sozialen Einbeziehung und zum sozialen Schutz, zeigen, dass es sich um wirksame Formen 
zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung und zur Gewährleistung eines Lebens 
in Würde für alle handelt; fordert daher die Kommission auf, eine Initiative zur Unterstützung 
anderer Erfahrungen in den Mitgliedstaaten auf den Weg zu bringen, die bewährte 
Verfahren 
berücksichtigen und anregen, und individuell verschiedenen Modelle des angemessenen 
Armut verhindernden Mindest- bzw. Grundeinkommens als Maßnahme zur 
Armutsprävention und zur Sicherung der sozialen Gerechtigkeit und Chancengleichheit für 
alle Bürger (…) bejahen.“ Das Europäische Parlament „fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, zu prüfen, wie verschiedene Modelle bedingungsloser und der Armut 
vorbeugender Grundeinkommen für alle zur gesellschaftlichen, kulturellen und politischen 
Eingliederung beitragen könnten, wobei insbesondere zu berücksichtigen ist, dass sie nicht 
stigmatisierend wirken und geeignet sind, Fälle von verschleierter Armut zu vermeiden.“ 
 
6a 
Welche Positionen nimmt Ihre Partei zu diesen Forderungen des Europäischen 
Parlaments ein? 
 
Wir unterstützen die Forderung des EU-Parlaments. Insbesondere begrüßen wir die 
rationale und empirische Herangehensweise bei der Suche nach geeigneten 
Grundeinkommensmodellen und der Evaluation ihrer Vor- und Nachteile. 
 
6b 
Welche Aktivitäten haben Ihre Partei bzw. Ihre Abgeordneten zur Umsetzung dieser 
Forderungen unternommen? 
 
Da die Partei der Humanisten bisher keine eigenen Vertreter(innen) in politischen Ämtern 
stellt, konnten wir daran leider noch nicht mitwirken. 
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Das Grundeinkommen wird als Menschenrecht diskutiert, das, wie alle 
Menschenrechte, allen Menschen bedingungslos zusteht. 
 



7a 
Wie bewertet Ihre Partei ein weltweites Grundeinkommen für alle Menschen, das die 
Existenz und gesellschaftliche Teilhabe auf dem jeweiligen nationalen Niveau sichert? 
 
Ein universelles bzw. bedingungsloses Grundeinkommen ist keine absolut neue, aber immer 
noch revolutionäre Idee. Die fortschrittlichsten und wirtschaftlich stärksten Länder der Erde 
erwägen und diskutieren die Einführung eines BGE - insbesondere vor dem Hintergrund der 
bevorstehenden Automatisierung und Digitalisierung diverser Formen von heutiger 
Erwerbsarbeit. 
Einer der verbreitetsten Einwände gegen ein BGE - selbst in Ländern mit hoher 
Wirtschaftskraft - ist die Frage der Finanzierbarkeit (auch vor dem Hintergrund von 
Migrationsbewegungen). Insofern ist aktuell nicht zu erwarten, dass die Idee eines 
Grundeinkommens in Ländern begrüßt werden würde​, ​die wirtschaftlich schwächer und von 
der Automatisierung noch nicht so stark betroffen sind. Auch massive 
Migrationsbewegungen erschweren das Werben für ein BGE. 
 
Nichtsdestotrotz können wir keine Gründe erkennen, warum sich die erheblichen Vorteile 
eines universellen Grundeinkommens nur auf die Länder der “Ersten Welt” beschränken 
sollten. Sobald sowohl die Gesellschaft als auch die Wirtschaft eines Landes unter ähnlichen 
Vorzeichen stehen wie hierzulande halten wir es für unbedingt erforderlich, ein 
bedingungsloses Grundeinkommen in die öffentliche und politische Diskussion zu bringen. 
Bezüglich offener Fragen wie der weltweiten Finanzierbarkeit oder den Auswirkungen der 
Einführung eines BGE in wirtschaftlich schwachen Ländern mit anders bestellten 
Arbeitsmärkten müssten weitere Untersuchungen durchgeführt und Lösungsmodelle 
erarbeitet werden. 
 
7b 
Engagiert sich Ihre Partei für die Beförderung eines weltweiten Grundeinkommens? 
Wenn ja, wie? 
 
Bisher richten sich die Forderungen der Partei der Humanisten - mit Ausnahme der 
notwendigerweise internationalen politischen Themen - an die deutsche Politik. Das betrifft 
auch die Idee der Einführung eines universellen Grundeinkommens. 
Die Einführung eines weltweiten Grundeinkommens könnte darüber hinaus im Bereich 
Entwicklungshilfe oder Internationales von den Mitgliedern der PdH diskutiert und in den 
Forderungskatalog aufgenommen werden. 
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Unter dem Stichwort Digitalisierung deuten sich enorme Veränderungen in der 
Erwerbsarbeitswelt an. 
 
8a 
Welche erwerbsarbeits- und sozialpolitischen Maßnahmen und Instrumente werden in 
Ihrer Partei diskutiert und welche konkreten politischen Maßnahmen erachtet Ihre 
Partei als notwendig, um diesen Wandel im Sinne der Bedürfnisse der Menschen zu 
gestalten? 



 
Auszug aus dem Grundsatzprogramm: 
“Digitalisierung, Automatisierung und Innovationen steigern die Effizienz der Wirtschaft und 
haben großen Einfluss auf unser Alltags- und Arbeitsleben. Die Entwicklung in der 
Forschung zur künstlichen Intelligenz und zum autonomen Fahren lassen weitere 
gravierende Änderungen erahnen. Deutschlands Wohlstand basiert auf einem starken 
Mittelstand und der Maschinenbaubranche. Auch sie unterliegen einem starken Wandel und 
konkurrieren weltweit um ihre Position. Wir wollen Deutschland nicht nur auf die 
zunehmenden Veränderungen vorbereiten, sondern diese mutig vorantreiben und positiv 
beeinflussen.” 
 
Neben dem bedingungslosen Grundeinkommen fordert die Partei der Humanisten auch die 
Stärkung der Gründerkultur durch finanzielle Förderung, Erleichterung von Investitionen, 
Reduzierung von Bürokratie und soziale Absicherung durch das universelle 
Grundeinkommen. Außerdem setzen wir uns für den Ausbau internationaler Kooperation 
sowie die Beteiligung von Arbeitnehmern an den Unternehmen ein. 
 
8b 
Welche Rolle könnte in dieser Hinsicht aus der Sicht Ihrer Partei das bedingungslose 
Grundeinkommen spielen? 
 
Das BGE nimmt Arbeitnehmern wie auch experimentierfreudigen (potentiellen) Arbeitgebern 
die Sorge vor einem vorübergehenden Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt. So werden 
Freiräume für mehr Mut zur Verfolgung des persönlichen Arbeitswunsches auf 
Arbeitnehmerseite wie auch Mut zu innovativen Start-Ups auf Arbeitgeberseite geschaffen.  
 
Darüber hinaus erleichtert ein existenssicherndes Grundeinkommen auch die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie und erlöst arbeitstätige Eltern von der Notwendigkeit, wenigstens ein 
Elternteil in hohem Umfang weiter arbeiten zu lassen, um die finanzielle Versorgung der 
Familie sicher zu stellen. 
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Die bestehenden Grundsicherungssysteme sind in der Kritik. 
 
9a 
Welche Änderungen bzw. Anpassungen (Höhe, Sanktions- und Repressionsfreiheit, 
Individualisierung der Leistung etc.) an bestehenden Grundsicherungen (SGB II / SGB 
XII) plant Ihre Partei? 
 
Unser Ideal ist die individuelle Selbstbestimmung. Bei der freien Verwirklichung des 
persönlichen Lebensentwurfes sowie bei der Identitätsfindung spielen Art und Ausmaß der 
Arbeitstätigkeit eine erhebliche Rolle. 
Die Partei der Humanisten fordert daher ein Ende der gängelnden Sanktionspolitik und des 
de facto-Arbeitszwangs, der der Hartz IV-Politik zugrunde liegt. 
 



Darüber hinaus befürworten wir in einem Zwischenschritt zur Einführung eines 
Grundeinkommens die Anhebung des Mindestlohns auf ein Niveau, das es - unter 
Berücksichtung regionaler Unterschiede in den Lebenshaltungskosten - möglich macht, die 
eigene Existenz mit nur einem Beruf abzusichern.  
 
9b 
Wie steht Ihre Partei zur Auffassung des ehemaligen Leiters der Sektion Zwangsarbeit 
der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO), dass der Sanktionsparagraf des SGB II 
(bekannt als Hartz IV) in Bezug auf Aufnahme einer Lohnarbeit ein 
völkerrechtswidriger Verstoß gegen das Verbot von Zwangsarbeit ist? Dazu 
(https://www.boeckler.de/pdf_fof/96400.pdf) 
 
In der Partei der Humanisten sind keine Juristen mit völkerrechtlicher Expertise vertreten. 
Daher maßen wir uns daher nicht an, ein derart komplexes juristisches Thema zu 
kommentieren. 
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Welche konkreten Maßnahmen sieht Ihre Partei als notwendig an, um Kinder- und 
Altersarmut zu beseitigen? 
 
10a 
Sieht Ihre Partei mit einer ausreichenden Grundrente für alle eine Chance, Armut im 
Alter abzuschaffen? 
 
Unter “Altersarmut” wird gemeinhin per definitionem das Problem verstanden, dass das 
aktuelle Rentensystem die Existenzsicherung von Renter(innen) nicht mehr flächendeckend 
gewährleisten kann. 
Eine “ausreichende” (sprich: existenzsichernde) Grundrente ist daher einer der 
erfolgversprechendsten Ansätze zur Bekämpfung der Altersarmut. 
 
10b 
Sieht Ihre Partei mit einem jedem Kind zustehenden, ausreichenden 
Grundeinkommen eine Chance, Kinderarmut abzuschaffen? 
 
Ein angemessenes Grundeinkommen auch für Kinder schützt nicht nur direkt vor 
Kinderarmut, sondern auch langfristig indirekt, indem jedem Kind und jungen Erwachsenen 
die Möglichkeit zu höherer Bildung ermöglicht wird. Diese führt im Durchschnitt zu einem 
höheren Einkommen und besseren Lebensumstände. Eine dadurch sozial gesicherte 
Umgebung schützt wiederum die nachfolgende Generation von Kindern vor Armut. 
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Welche konkreten Vorschläge unterbreitet Ihre Partei, um den Menschen mehr 
finanziell abgesicherte Selbstbestimmung über ihre Erwerbsarbeits- und Lebenszeit 
zu ermöglichen, zum Beispiel durch eine steuerfinanzierte Absicherung einer 
Auszeit? 
 



Abseits der Einführung eines bedingungslosen (bzw. universellen) Grundeinkommens hat 
die Partei der Humanisten noch keine konkreten Forderungen mit dieser Zielrichtung 
beschlossen. Wir haben uns im Wahl-O-Maten zur Bundestagswahl allerdings dafür 
ausgesprochen, den Zeitraum für die Pflege von nahen Angehörigen bei Lohnfortzahlung zu 
verlängern. 
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Das Grundeinkommen hat in den meisten Modellen, neben Armutsprävention und 
angestrebter selbstbestimmter Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit mit anderen Formen 
menschlicher Tätigkeit (Care-Arbeit, am Gemeinwesen orientierte Tätigkeit, 
bürgerschaftliches Engagement), auch eine verteilungspolitische Funktion. Sieht Ihre 
Partei in verteilungspolitischer Hinsicht Handlungsbedarf und welche Maßnahmen 
schlägt Ihre Partei diesbezüglich vor? 
 
Die Ungleichverteilung des Vermögens in Deutschland hat inzwischen zunehmend 
bedenkliche Ausmaße erreicht. Ein Grundeinkommen ist jedoch nicht in der Lage an dieser 
Verteilung etwas zu ändern. Es hebt zwar das zur Verfügung stehende Einkommen an, doch 
es ändert nichts an den gesamtgesellschaftlichen Relationen der bestehenden Vermögen. 
Eine sinnvolle Verteilungspolitik setzt hingegen auch hier an. 
 
Wir wollen durch die Gleichstellung der Besteuerung von Kapital, Kapitalerträgen und 
Arbeitseinkommen zur Gerechtigkeit beitragen. Besonderen Fokus legen wir auch auf die 
Verhinderung von Steuerflucht. Dafür ist es notwendig, dass Unternehmensgewinne auf der 
Basis der Konzernbilanzen besteuert werden, um steuervermeidende 
Gewinnverschiebungen innerhalb von Holding-Organisationen zu verhindern. Weiterhin wird 
in unserer Partei momentan eine Reform der Erbschaftssteuer, sowie die Wiedereinführung 
der Vermögensteuer diskutiert. Fest steht aber, dass steuerliche Reformen auch in 
europäischer und internationaler Koordinierung erfolgen sollten, um Kapitalflucht in 
Steueroasen zu verhindern. 






